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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Technoiogie (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Hans Martin Bury, Ernst Schwanhoid, 
Gerd Andres, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD sowie 
der Abgeordneten Werner Schuiz (Leipzig), Margareta Woif (Frankfurt) und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 14/540 - 


Initiative gegen die Auswirkungen der asiatischen Finanzkrise und 

des internationaien Subventionswettiaufs auf die deutsche und europäische 

Werftindustrie 


A. Problem 

- Verbesserung der derzeit schwierigen Lage der deutschen und 
europäischen Werftindustrie 

- Reaktion auf die Auswirkungen der durch die Wirtschafts- und 
Finanzkrise in Südkorea bedingten ökonomischen Veränderungen, 
die dazu geführt haben, daß der Auftragseingang in der deut- 
schen/europäischen Werftindustrie durch weit unter dem Welt- 
marktpreis liegende Angebote aus Südkorea nahezu völlig zu- 
sammengebrochen ist 

- Abbau des internationalen Subventionswettiaufs im Weltschiff- 
baumarkt 


B. Lösung 

Verftigbarmachung ausreichender finanzieller Mittel für die deut- 
schen Werften, damit diese im Vergleich zu ihren europäischen 
Konkurrenten in angemessenem Umfang durch die Gewährung von 
Produktionskostenzuschüssen unterstützt werden können. Strikte 
Einhaltung der im Zusammenhang mit der Vergabe des Kredites des 
IWF an Südkorea stehenden Bedingungen. 

Annahme des Antrags auf Drucksache 14/540. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Kosten entstehen in dem Maße, in dem Mittel für das Instrumenta- 
rium der auftragsbezogenen Förderung Mittel vorgesehen werden. 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 14/540 anzunehmen. 

Bonn, den 16. Juni 1999 

Ausschuß für Wirtschaft und Technologie 

Matthias Wissmann Margareta Wolf 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Margareta Wolf (Frankfurt) 


I. 

Der Antrag der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Drucksache 14/540 - wurde in der 
27. Sitzung des Deutschen Bundestages am 18. März 
1999 dem Ausschuß für Wirtschaft und Technologie zur 
federführenden Beratung sowie dem Auswärtigen Aus- 
schuß, dem Ausschuß für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen, dem Ausschuß für Angelegenheiten der 
neuen Länder sowie dem Haushaltsausschuß zur Mitbe- 
ratung überwiesen. 

II. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Antrag der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in seiner 15. Sit- 
zung am 21. April 1999 beraten und mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU sowie 
bei Stimmenthaltung der Fraktionen der F.D.P. und PDS 
empfohlen, dem Antrag zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat die Vorlage in seiner Sitzung am 16. Juni 1999 beraten 
und einstimmig bei Abwesenheit der Mitglieder der Frak- 
tion der PDS empfohlen, die Vorlage anzunehmen. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der neuen Länder 

hat den Antrag in seiner 13. Sitzung am 21. April 1999 
beraten und mit den Stimmen der Mitglieder der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der CDU/CSU sowie bei Abwesenheit des 
Vertreters der Fraktion der F.D.P. und bei Stimmenthal- 
tung des Vertreters der Fraktion der PDS empfohlen, den 
Antrag anzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Antrag in seiner Sit- 
zung am 22. April 1999 beraten und mehrheitlich mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der PDS und bei 
Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion der 
CDU/CSU beschlossen, dem federführenden Ausschuß 
die Annahme der Vorlage zu empfehlen. 

III. 

In ihrem Antrag - Drucksache 14/540 - fordern die Ko- 
alitionsfraktionen die Bundesregierung auf, in den kom- 
menden beiden Jahren das bewährte Instrumentarium der 
auftragsbezogenen Förderung zu nutzen, um die Wett- 
bewerbsfähigkeit des deutschen Schiffbaus zu sichern. 
Im Rahmen der finanzpolitischen Möglichkeiten müßten 
hier die notwendigen Mittel vorgesehen werden. Ferner 
soll die Bundesregierung darauf achten, daß die Bedin- 
gungen für die Vergabe des Kredites des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) an Südkorea strikt eingehalten 
werden und daß diese Mittel nicht unzulässig sensiblen 
Bereichen wie dem Schiffbau zugute kommen. Ebenso 


soll die Bundesregierung auf verbindliche Kapazitätsbe- 
schränkungen hinwirken, alle Gelegenheiten zu bilate- 
ralen Kontakten mit Südkorea nutzen und gemeinsam 
mit den wichtigsten Schiffbaunationen nach Möglich- 
keiten suchen, um einen stabilen Wettschiffbaumarkt 
verbindlich herzustellen. Die Koalitionsfraktionen be- 
gründen ihren Antrag unter anderem damit, daß sich die 
seit einiger Zeit schwierige Lage der deutschen und 
europäischen Werftindustrie im vergangenen Jahr nicht 
verbessert hat. Seit Mitte 1998 sei der Auftragseingang 
angesichts südkoreanischer Angebote, die bis zu 30 Pro- 
zent unter den Weltmarktpreisen lägen, fast völlig zu- 
sammengebrochen. Die Gründe, die es den südkoreani- 
schen Werften ermöglichten, ihre Wettbewerber derart 
zu unterbieten, seien in den durch die Wirtschafts- und 
Finanzkrise bedingten ökonomischen Veränderungen zu 
suchen. Auf eine nicht ordnungsgemäße Verwendung 
der Mittel des IWF gebe es keine Hinweise. Die strikte 
Umsetzung aller IWF- Auflagen müsse aber weiterhin 
überwacht werden. Wegen der angespannten Lage auf 
dem Weltschiffbaumarkt werde es immer schwieriger, 
den internationalen Subventionswettlauf zu beenden. Be- 
reits jetzt sähen einige EU-Mitgliedstaaten das Rezept 
zur Überwindung der Krise in einer weiteren finanziellen 
Unterstützung ihrer Industrie. Daher seien die Bemü- 
hungen um ein wirksames multilaterales Subventionsab- 
kommen aller wichtigen Schiffbaunationen fortzusetzen. 
Deutschland dürfe es als größte europäische Schiffbau- 
nation nicht zulassen, daß seine Werftindustrie gegen- 
über den europäischen Wettbewerbern ins Hintertreffen 
gerate. Es müßten ausreichend Mittel bereitgestellt wer- 
den, damit die deutschen Werften durch Produktionsko- 
stenzuschüsse angemessen unterstützt werden könnten. 

IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft uud Technologie hat den 

Antrag der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 14/540 - in seiner 12. Sitzung 
am 16. Juni 1999 abschließend beraten. 

Im Zuge dieser Beratungen wurde seitens der Fraktion 
der SPD unterstrichen, es sei vorteilhaft, daß der vorlie- 
gende Antrag der Koalitionsfraktionen vergleichsweise 
offen formuliert sei. Die relevanten Entwicklungen seien 
zwischenzeitlich erfreulich fortgeschritten. Über die 
Haushaltsmittel für das Jahr 1999 seien Produktionsbei- 
hilfen in Höhe von 100 Mio. DM bereitgestellt worden. 
Dieses Ergebnis werde als ausgesprochen positiv be- 
trachtet. Andererseits wurde festgehalten, daß nach der 
geltenden EU-Verordnung in jedem Fall auch für das 
Jahr 2000 in diesem Sinne verfahren werden müsse und 
weiterhin Produktionsbeihilfen zu gewähren seien. Es 
wurde weiterhin unterstrichen, daß hinsichtlich der Pro- 
bleme des deutschen Schiffbaues insbesondere die Pro- 
blematik im Zusammenhang mit Korea zu erwähnen sei. 
Die kleinen deutschen Werften sähen sich gegenwärtig 
vor der Schwierigkeit, daß die bestehenden Aufträge bis 
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zum Jahresende abgearbeitet seien. Den kleinen Werften 
könne man etwa dadurch zu helfen versuchen, daß man 
im Werftenhilfeprogramm das Instrument der Entwick- 
lungshilfe aktiviere. Auch wäre es begrüßenswert, wenn 
das Ministerium im Zusammenhang mit dem Bereich 
Forschung und Entwicklung innerhalb des Kabinetts 
dahin gehend vorstellig werde, daß man die Mittelauf- 
stoekung für die maritime Verkehrstechnik neu über- 
denke. Gerade bei den deutschen Werften sei es wesentlich, 
den technischen Standard halten zu können. Die Werften 
selbst könnten diesbezüglich keine Mittel für Forschung 
und Entwicklung freimachen, da sie gegenwärtig inten- 
siv selbst um Aufträge kämpfen müßten. Auch wurde 
unterstrichen, daß die Bundesregierung in der 13. Wahl- 
periode noch die Tonnagesteuer beschlossen habe. Es 
gebe jedoch bis zum heutigen Tage für Tonnagesfeuer 
keine Durchführungsverordnung. Dies bedeute, daß 
Reeder, die Bestellungen tätigen wollten, bis zum heuti- 
gen Tage nicht sicher sein könnten, wie die Modalitäten 
der Umsetzung der Tonnagesteuer seien. Ein gleiches 
gelte für die Übergangsregelung nach dem § 2b des Ein- 
kommensfeuergesetzes. Diese Steuerarten griffen in der 
Praxis im Bereich des Schiffbaues ineinander. Diesbe- 
züglich müsse schnellstmöglich eine Klärung herbei- 
geführt werden. Die Reeder hätten einen Anspruch auf 
klare Regelungen, damit sie Aufträge erteilen könnten. 
Nur so könne verhindert werden, daß Fördermittel zwar 
bereitgestellt seien, diese aber nicht abfließen könnten, 
da die Reeder keine Bestellungen tätigten. 

Die Vertreter der Fraktion der CDU/CSU machten im 
Zuge der Beratungen deutlich, daß es hinsichtlich der 
Lage der Werften um eine nationale Herausforderung 
gehe. Durch den Auftragsmangel der Werften an der 
Küste seien rund 30 000 Mitarbeiter betroffen. Auch die 
rund 1 00 000 Mitarbeiter von Unternehmen in Süd- 
deutschland, die im Bereich der Zulieferindustrie für die 
Werften tätig seien, dürften nicht vergessen werden. Es 
sei daher ein allgemeines Anliegen, dafür zu sorgen, daß 
es wieder zu Aufträgen für deutsche Werften komme. 
Das vorliegende Auftragspolster der Werften reiche nur 
noch für wenige Monate. Seit etwa sechs Monaten sei 
festzustellen, daß Korea praktisch alle Werftenaufträge 
im Schiffbau an sich ziehe. Dies gelinge Korea des- 
wegen, weil es um etwa 30 Prozent günstiger anbieten 
könne als die Wettbewerber. Korea könne deswegen so 
günstig anbieten, weil es über den Internationalen Wäh- 
rungsfonds im Rahmen einer schwierigen Finanzkrise 
gefördert worden sei. Deutsehland sei mit 5,5 Prozent an 
diesen IWF-Fördermaßnahmen beteiligt. Dies habe 
Korea in die Lage versetzt, seinen eigenen Werften groß- 
zügige Finanzhilfen zu gewähren. Es bestehe Einigkeit 
darin, daß unfaire Wettbewerbs Verzerrungen in diesem 
Bereich verhindert werden müßten. Ein weiterer wesent- 
licher Gesiehtspunkt beziehe sich auf den weltweiten 


Subventionswettlauf Es gelte, diesen Wettlauf zu brem- 
sen und zu beenden. Die Vereinigten Staaten von Ame- 
rika hätten sich diesem Anliegen in der Vergangenheit 
immer wieder verweigert. Es sei zu begrüßen, daß es 
hinsichtlich der Bekämpfung des Subventionswettlaufs 
nunmehr zu einem neuerlichen Anlauf komme. Die deut- 
schen Werften seien wettbewerbsfähig, wenn der Sub- 
ventionswettlauf entfalle. Außerdem sei festzuhalten, 
daß Deutschland als größte europäische Schiffbaunation 
ins Hintertreffen zu geraten drohe. Daher müsse man in 
Deutschland verantwortlich Position dahin gehend be- 
ziehen, daß man im Schiffbau zumindest zu gleiehen 
Bedingungen wie anderswo produzieren dürfe. In diesem 
Zusammenhang müßten daher auch die bestehenden 
nationalen Förderprogramme aufrechterhalten werden. 
Auch seitens der Fraktion der CDU/CSU wurde unter- 
strichen, daß die Durchführungsbestimmungen hinsicht- 
lich der Tonnagesteuer endlich zu formulieren und um- 
zusetzen seien. Es wurde darauf hingewiesen, daß die 
Fraktion der CDU/CSU zur deutschen und europäischen 
Werftindustrie einen eigenen Antrag - Drucksache 
14/400 - formuliert habe. Die in diesem Antrag enthal- 
tene Berichtserwartung werde zurückgezogen, da es als 
positiv bewertet werde, wenn man sich nach einem Ver- 
zicht auf die Berichtserwartung auf ein interfraktionelles 
gemeinsames Vorgehen einigen könne. Damit werde 
auch die Bundesregierung in die Lage versetzt, daß sie 
mit der Unterstützung der Opposition im Deutschen Bun- 
destag eine Neuordnung im Schiffbau schaffen könne. 

Die Vertreter der Fraktion der PDS unterstrichen, es sei 
sicherlich zutreffend, daß Korea mit einem deutlichen Ko- 
stenvorteil am Weltmarkt anbiete. Mit der Unterstützung 
des Internationalen Währungsfonds, die an Korea gegan- 
gen sei, seien auch Bedingungen hinsichtlich der Beschäfti- 
gung und der Löhne verbunden gewesen. Man dürfe sich 
jedoch nicht wundem, wenn sich nunmehr die vom IWF 
gestellten Bedingungen negativ auf diejenigen auswirkten, 
die die Finanzmittel für diese Unterstüfzungsmaßnahmen 
letztlich aufgebracht hätten. Im übrigen sei auch der Be- 
such von EU-Kommissar Dr. Martin Bangemann in Korea 
bislang ohne positive Folgen geblieben. Es gehe im Gran- 
de um eine grundlegende Reform des Finanzsystems. 

Auch die Vertreter der Fraktion der F.D.P. im Ausschuß 
machten deutlich, auch sie seien daran interessiert, daß 
die deutsche Werftindustrie unterstützt werde. Man 
werde konstruktiv daran mitarbeiten, daß die Werftindu- 
strie zusammen mit ihrer Zulieferindustrie positive Zu- 
kunftsperspektiven erhalten werde. 

Der Ausschuß beschloß einmütig bei Stimmenthaltung 
der Mitglieder der Fraktion der PDS, dem Deutschen 
Bundestag die Annahme des Antrags der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 
14/540 - zu empfehlen. 


Bonn, den 16. Juni 1999 


Margareta Wolf 

Berichterstatterin 
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